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6. Mai bis 5. Juni 1992

6. 5. - Jugoslawien. Unter Vorsitz von
Lord Carrington (Großbritannien) findet in
Brüssel eine weitere Runde der von den Euro-
päischen Gemeinschaften organisierten Frie-
denskonferenz über Jugoslawien statt. Die
Verhandlungen werden von den anhaltenden
bewaffneten Auseinandersetzungen in der Re-
publik Bosnien-Herzegowina überschattet.
Carrington macht alle Konfliktparteien für die
Eskalation verantwortlich. -Am 11. 5. erörtern
die EG-Außenminister in Brüssel Sanktionen
gegen Serbien und Montenegro. Zunächst
wird beschlossen, die Botschafter der Mitglied-
staaten aus Belgrad zurückzurufen.

6.-12. 5. - KSZE. Der Ausschuß Hoher Be-
amter (AHB) der Konferenz über Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa befaßt sich auf
einer Dringlichkeitssitzung in Helsinki mit dem
künftigen Status der Delegation der aus Ser-
bien und Montenegro gebildeten „Bundesre-
publik Jugoslawien" (vgl. „Blätter", 6/1992,
S. 646). Von verschiedenen Seiten, darunter
den USA, wird der Ausschuß gefordert, die
Russische Föderation wendet sich gegen eine
solche Maßnahme. In einer nach der Formel
„Konsens minus eins" gegen das Votum „Ju-
goslawiens" angenommenen „Erklärung über
Bosnien-Herzegowina" wird die jugoslawische
Delegation von allen Abstimmungen zu die-
sem Thema bis zum 30. Juni d. J. ausgeschlos-
sen. Der Ausschuß behält sich eine Prüfung
dieses Beschlusses am 29. Juni vor.

7. 5. - Europarat. Bulgarien wird als 27.
Mitglied in die Organisation aufgenommen.
Außenminister Ganev unterzeichnet in Straß-
burg die Beitrittsurkunde und die Europäische
Menschenrechtskonvention. Der neue albani-
sche Präsident Sali Berisha (zur Wahl vgl.
„Blätter", 6/1992, S. 644) hatte am 6. 5. vor der
Parlamentarischen Versammlung erklärt, sein
Land wolle sobald wie möglich dem Europarat
beitreten.

8. 5. - Afghanistan. Der aus 50 Mitglie-
dern bestehende Übergangsrat (vgl. „Blätter",
6/1992, S. 644 f.) erläßt verschiedene Verord-
nungen zur Einführung des „islamischen
Rechts ". Verstöße sollen von „Volksgerichten"
abgeurteilt werden.

12. 5. — Naher Osten. Das amerikanische
Außenministerium bestätigt die Fortgeltung
der Resolution 194 (III) der Generalversamm-
lung der Vereinten Nationen aus dem Jahre
1948, die den Palästinensern entweder das
Recht auf Rückkehr in ihre ehemalige Heimat
oder auf finanzielle Entschädigung zugesteht.
Eine entsprechende Äußerung der Pressespre-
cherin des Ministeriums führt zu einer Kontro-
verse mit der israelischen Regierung.

13.5.- Baltikum. Auf einer Reise durch die
drei baltischen Republiken erklärt der französi-
sche Präsident Mitterrand auf einem Staats-
bankett in der litauischen Hauptstadt Vilnius,
die weitere Anwesenheit russischen Militärs in
der Region sei nicht hinnehmbar. Über den
Abzug müsse im Rahmen der Konferenz über
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa
(KSZE) gesprochen werden.

18. 5. - Bundeskabinett. Bundesaußen-
minister Hans-Dietrich Genscher (FDP) schei-
det aus dem Kabinett aus (zur Ankündigung
vgl. „Blätter", 6/1992, S. 646). An die Spitze des
Auswärtigen Amtes tritt der bisherige Bundes-
justizminister Klaus Kinkel (FDP).

- Schweiz. Der Bundesrat (Regierung) be-
schließt mit vier gegen drei Stimmen, einen
Antrag auf Aufnahme von Beitrittsverhandlun-
gen an die Europäischen Gemeinschaften zu
richten. In einer Mitteilung der Bundeskanzlei
in Bern heißt es, der Beschluß sei „nach einer
vertieften Überprüfung aller Aspekte des Pro-
blems" getroffen worden.

20. 5. - BRD/Tschechoslowakei. Der
Bundestag ratifiziert auf einer Sitzung im Berli-
ner Reichstag den „ Vertrag über gute Nach-
barschaft und freundschaftliche Zusammenar-
beit zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Tschechischen und Slowakischen
Föderativen Republik" vom 27. Februar 1992
(zur Ratifikation durch das Parlament in Prag
vgl. „Blätter", 6/1992, S. 645). Gleichzeitig bil-
ligt der Bundestag mehrheitlich einen Ent-
schließungsantrag der Fraktionen von CDU/
CSU und FDP (Texte in „Dokumente zum Zeit-
geschehen ").

772



Chronik der Zeit

21. 5. - NATO/WEU. Im NATO-Haupt-
quartier in Brüssel findet erstmals eine gemein-
same Sitzung des Nordatlantikrates und des
Rates der Westeuropäischen Union statt. Dis-
kutiert werden die künftigen Beziehungen
zwischen beiden Organisationen und Möglich-
keiten zur Stärkung der praktischen Zusam-
menarbeit.

21.-22. 5. - Frankreich/BRD. Präsident
Mitterrand und Bundeskanzler Kohl vereinba-
ren auf dem 59. deutsch-französischen Gipfel-
treffen in La Rochelle am Alantik den Aufbau
eines „europäischen Korps" (Eurokorps) mit
Hauptquartier in Straßburg. Die Militäreinheit
von 35 000 bis 40 000 Mann soll ab Oktober
1995 einsatzbereit sein. In Presseberichten
heißt es, der Name „Eurokorps" sei gewählt
worden, um später auch anderen Mitgliedstaa-
ten der Westeuropäischen Union (WEU) den
Beitritt zu ermöglichen.

22. 5. - UNO. Die Generalversammlung
nimmt in New York drei frühere jugoslawische
Republiken in die Organisation auf: Bosnien-
Herzegowina, Kroatien und Slowenien. Damit
gehören den Vereinten Nationen 178Mitglied-
staaten an. - Am 30. 5. verhängt der Sicher-
heitsrat in New York Sanktionen gegen Ser-
bien und Montenegro. Die entsprechende Re-
solution, die von 13 der 15 Ratsmitglieder bei
Stimmenthaltung Chinas und Simbabwes an-
genommen wird, sieht u. a. ein Handelsembar-
go, die Unterbrechung des zivilen Luftverkehrs
sowie die Suspendierung der wissenschaftli-
chen, technischen und sportlichen Kontakte
vor. Der Sicherheitsrat macht mit seinem Be-
schluß vor allem Serbien für die anhaltenden
Kämpfe in Bosnien-Herzegowina verantwort-
lich. Der serbische Präsident Milosevic hatte
dagegen erklärt, seine Republik habe keinerlei
Kontrolle über die serbischen Einheiten in Bos-

- Rußland/Polen. Die Präsidenten Jelzin
(Rußland) und Walesa (Polen) unterzeichnen in
Moskau einen Freundschafts- und Koopera-
tionsvertrag zwischen beiden Staaten. Nach
der Zeremonie im Kreml heißt es, der überwie-
gende Teil der noch in Polen stationierten
40 000 Soldaten der früheren sowjetischen
Armee werde das Land bis zum 15. November
d. J. verlassen. Eine kleine Nachhut solle zu-
rückbleiben, um den Transit der rund 200 000
aus der früheren DDR abziehenden Soldaten
zu überwachen.

23. 5. - Abrüstung. Vertreter der USA
sowie von Belarus, Kasachstan, der Russischen
Föderation und der Ukraine unterzeichnen in
der portugiesischen Hauptstadt Lissabon ein
Protokoll zum sowjetisch-amerikanischen Ver-
trag über die Reduzierung und Begrenzung der
strategischen Rüstungen (START-Vertrag)
vom 31. Juli 1991 (vgl „Blätter", 9/1991,
S. 1030). Damit übernehmen die vier GUS-Re-
publiken die Verpflichtungen der ehemaligen
UdSSR aus diesem Vertrag. - Am 5. 6. schlie-
ßen die Mitgliedstaaten der NATO und des
ehemaligen Warschauer Vertrages sowie acht
Nachfolgestaaten der UdSSR ein Zusatzab-
kommen zum „Vertrag über konventionelle
Streitkräfte in Europa" (KSE-Vertrag) vom
19. November 1990 (Auszüge in „Blätter", 1/
1991, S. 116 ff.), das die Höchstquote in der
konventionellen Bewaffnung für die neuen
Vertragspartner festsetzt. Das Abkommen wird
in Oslo am Rande einer Tagung derNATO-Au-
ßenminister unterzeichnet.

24. 5. - Österreich. Der Kandidat der
Österreichischen Volkspartei (ÖVP), der Diplo-
mat Thomas Klestil, wird mit einem Stimmen-
verhältnis von 57 zu 43% in direkter Wahl
(Wahlbeteiligung 84%) zum Bundespräsiden-
ten der Republik Österreich gewählt. Einziger
Gegenkandidat in der Stichwahl (zum ersten
Wahlgang vgl. „Blätter", 6/1992, S. 646) ist der
Kandidat der Sozialdemokratischen Partei
Österreichs (SPÖ), der frühere Verkehrsmini-
ster Rudolf Streicher. Der neue Präsident über-
nimmt das Amt am 8. Juli d. J. von Kurt Wald-
heim, der auf die Kandidatur für eine zweite
Amtszeit verzichtet hatte.

25. 5. - Italien. Vertreter von Kammer und
Senat bestimmen im 16. Wahlgang (Beginn der
Wahlen am 13. 5.) den Christdemokraten
Oscar Luigi Scalfaro, bisher Präsident der Ab-
geordnetenkammer, zum neuen Staatspräsi-
denten. Scalfaro, der 672 von 1014 Elektoren-
stimmen erhält, ist Nachfolger von Francesco
Cossiga (zum Rücktritt vgl. „Blätter", 6/1992,
S. 644).

26.-27. 5. - NATO. Nach einer Zusammen-
kunft der Eurogroup (25. 5.) tagen in Brüssel
der Ausschuß für Verteidigungsplanung (DPC)
und die Nukleare Planungsgruppe (NPG) auf
der Ebene der Verteidigungsminister. Wäh-
rend der Sitzung zitiert die Nachrichtenagen-
tur Reuter aus einem vertraulichen Dokument
MC-400, das Details über die militärischen
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Aspekte der neuen NATO-Strategien enthält.
Obwohl die militärische und nukleare Bedro-
hung drastisch gesunken sei, müsse die NATO
die Fähigkeit aufrechterhalten, im Ernstfall
große konventionelle Streitkräfte zu mobilisie-
ren. Dabei müsse der Einsatz von Nuklearwaf-
fen als selektive Möglichkeit zur Beendigung
eines Krieges beibehalten werden. Mit dem
neuen System der „angepaßten Planung"
werde die Allianz über eine Liste von Optionen
für den Atomwaffeneinsatz in nahezu allen
denkbaren Krisen verfügen. Schlüsselregio-
nen, über die die NATO auf jeden Fall Kontrol-
le ausüben könne, seien der Suezkanal, der
Mittelmeerraum unter Einschluß Gibraltars,
das Schwarze Meer sowie der Nordatlantik. -
Am 4. 6. kommen in der norwegischen Haupt-
stadt Oslo die Außenminister der Mitgliedstaa-
ten zu ihrer Frühjahrstagung zusammen. In
einem Abschlußkommunique heißt es, die
NATO sei bereit, „ von Fall zu Fall in Überein-
stimmung mit unserem eigenen Verfahren,
friedenserhaltende Aktivitäten unter der Ver-
antwortung der KSZE einschließlich der Bereit-
stellung von Ressourcen und Fachwissen des
Bündnisses zu unterstützen". Die übrigen
KSZE-Staaten sowie die Westeuropäische
Union (WEU) und der Nordatlantische Koope-
rationsrat werden aufgefordert, sich an einzel-
nen Aktionen zur Bewältigung von Konflikten
zu beteiligen. NATO-Generalsekretär Wörner
kommentiert das Verhandlungsergebnis mit
den Worten, es könne nun ein effektives Instru-
ment für friedenserhaltende Aktionen geschaf-
fen werden. - Am 5. 6. tagt, ebenfalls in Oslo,
der Nordatlantische Kooperationsrat und
nimmt Albanien als 37. Mitglied auf; Finnland
erhält einen Beobachterstatus.

1. 6. - Albanien/Türkei. PräsidentBeri-
sha und der türkische Ministerpräsident Demi-
rel unterzeichnen in Tirana Vereinbarungen
über eine sicherheitspolitische und wirtschaft-
liche Zusammenarbeit zwischen beiden Staa-
ten. In Presseberichten heißt es, die Türkei
werde u. a. die Ausbildung von albanischen
Offiziersanwärtern übernehmen.

2. 6. - Dänemark. Entgegen der Empfeh-
lung der Regierungsparteien und der opposi-
tionellen Sozialdemokratie verwirft die Bevöl-
kerung in einem Referendum (Beteiligung
82%) mit der knappen Mehrheit von 50,7
gegen 49,3% den Vertrag von Maastricht über
einen schrittweisen Ausbau der Europäischen
Gemeinschaften zu einer politischen Union
sowie zu einer Wirtschafts- und Währungsuni-
on (vgl. „Blätter", 2/1992, S. 133). Die Differenz
zwischen Gegnern und Befürwortern beträgt
nur rund 46 000 Stimmen. Mit der Volksab-
stimmungist der Beschluß des Parlaments (Fol-
keting), das den Vertrag zuvor mit 130 gegen
25 Stimmen ratifiziert hatte, aufgehoben.

4.6.—EG. Auf Einladung der portugiesischen
Ratspräsidentschaft treten die Außenminister
der zwölf Mitgliedstaaten sowie EG-Kommis-
sionspräsident Delors am Rande der NATO-
Außenministerkonferenz in Oslo zu einer au-
ßerordentlichen Sitzung zusammen, um das
weitere Vorgehen nach der Ablehnung der
Verträge von Maastricht durch die dänische
Bevölkerung zu beraten. Nach der Zusammen-
kunft heißt es, der Ratifizierungsprozeß in den
übrigen elf Mitgliedstaaten solle wie geplant
fortgesetzt werden. Der portugiesische Außen-
minister Deus Pinheiro erklärt, über die aufge-
worfenen juristischen Fragen wolle man erst in
einigen Monaten entscheiden. Eine Neuver-
handlung des Vertrages von Maastricht
komme nicht in Betracht.

- Polen. Das Parlament (Sejm) entzieht dem
Kabinett von Ministerpräsident Olszewski
(zum Amtsantritt vgl. „Blätter", 2/1992, S. 134)
mit 273 gegen 119 Stimmen bei 33 Enthaltun-
gen das Vertrauen und folgt damit einer Forde-
rung von Präsident Walesa. Unmittelbarer
Anlaß ist ein Konflikt um die Veröffentlichung
einer Namensliste aus Unterlagen des früheren
Geheimdienstes durch das Innenministerium
mit Zustimmung des Regierungschefs. Mit der
Neubildung der Regierung wird der Vorsitzen-
de der Bauernpartei Waldemar Pawlak beauf-
tragt. Pawlak erhält 261 Stimmen bei 149 Ge-
genstimmen und sieben Enthaltungen.
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